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Niederschrift 
 

über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Gemeinde Schönberg 
(SCHÖN/HA/03/2010) vom 18.05.2010 

 
Anwesend: 

Vorsitzende/r 
Herr Wilfried Zurstraßen  

Mitglieder 
Herr Peter Ehlers Vertretung für Herrn Nicki-Sebastian Helms 
Herr Uwe Manstein Vertretung für Herrn Wolfgang Mainz 
Herr Henner Meckel  
Frau Claudia Petersen  
Herr Sönke Stoltenberg  
Herr Dieter Winkler  

Sachkundige/r 
Herr Kellermann Firma Cima zu TOP 3 
Herr Kremming Firma CIMA zu TOP 3 

Gäste 
Frau Antje Klein Gemeindevertreterin 
Herr Dr. Malte Raetzell Gemeindevertreter 

Presse 
Frau Astrid Schmidt  

Protokollführer/in 
Frau Angela Grulich  
 
 
Abwesend: 

Mitglieder 
Herr Jürgen Cordts  
Herr Leo Derrik  
Herr Nicki-Sebastian Helms  
Herr Wolfgang Mainz  
 
 
Beginn: 19:00 Uhr 
Ende 22:27 Uhr 
Ort, Raum: 24217 Schönberg, Knüll 4, Rathaus Schönberg, 

Sitzungssaal (Erdgeschoss) 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 19.00 Uhr und begrüßt die Anwesenden, insbeson-
dere Herrn Kremming und Herrn Kellermann von der Firma CIMA, die Vertreterin der Presse 
und die Vertreter des Gewerbevereins. Er stellt fest, dass die Einladung form- und fristge-
recht erfolgte und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 
Der Vorsitzende erläutert zur Tagesordnung, dass zu TOP 7 noch nicht alle entscheidungs-
relevanten Informationen vorliegen. Er schlägt daher vor, den Tagesordnungspunkt von der 
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Tagesordnung abzusetzen. Insgesamt sei dadurch aus seiner Sicht der nichtöffentliche Sit-
zungsteil entbehrlich. Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses erklären sich ein-
vernehmlich mit der Änderung der Tagesordnung einverstanden. Diese lautet damit wie folgt: 
 
 
Tagesordnung: Vorlagennummer: 

- öffentliche Sitzung - 

 1.   Einwohnerfragestunde  
   
 2.   Niederschrift der Sitzung des Haupt- und Finanzausschus-

ses vom 04.05.2010 und Bekanntgabe der in nichtöffentli-
cher Sitzung gefassten Beschlüsse 

 

   
 3.   Einzelhandelskonzept für die Gemeinde Schönberg  
   
 4.   Kooperationsvereinbarung zur Aufstellung des "Rahmen-

plans Kieler Förde" 
SCHÖN/BV/149/2010 

   
 5.   Stellungnahme zum Bericht des Gemeindeprüfungsamtes 

über die überörtliche Prüfung der Gemeinde Schönberg für 
die Jahre 2004 bis 2007 

SCHÖN/BV/148/2010 

   
 6.   Bekanntgaben und Anfragen  
   
 
 

- öffentliche Sitzung - 

TO-Punkt  1: Einwohnerfragestunde 
 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 
 
 
 
TO-Punkt  2: Niederschrift der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 

04.05.2010 und Bekanntgabe der in nichtöffentlicher Sitzung ge-
fassten Beschlüsse 

 
Einwendungen gegen die Niederschrift werden nicht vorgetragen. Der Bürgermeister gibt 
bekannt, dass der Haupt- und Finanzausschuss in seiner letzten Sitzung den Auftrag für eine 
Organisationsuntersuchung im Bereich des Tourist-Service erteilt habe. Außerdem habe er 
seine Zustimmung zur Weiterveräußerung eines Grundstückes unter bestimmten Konditio-
nen signalisiert. 
 
 
 
TO-Punkt  3: Einzelhandelskonzept für die Gemeinde Schönberg 
 
Der Bürgermeister begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt noch einmal die Herren Krem-
ming und Kellermann von der Firma CIMA.  
 
Herr Kremming stellt das Einzelhandelskonzept vor. Während seines Vortrags stellt er sich 
den Zwischenfragen, insbesondere erläutert er, dass die Touristen in der Kaufkraftkennziffer 
als Potentialreserve mittelbar mit enthalten sind.  
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Ausschussmitglied Stoltenberg fragt sich, ob die Abwanderung von ALDI negative Auswir-
kungen auf die Betriebe im dortigen Umfeld haben könne, weil die Frequenz abnimmt.  
 
Herr Kremming sieht dies nicht so, er sieht sogar durchaus Potentiale für die dortigen Betrie-
be, weil sich dort auch andere Branchen ansiedeln könnten. Er weist darauf hin, dass der 
Gesetzgeber diese Szenarien im Grunde erreichen auch will, da er die zentralen Versor-
gungsbereiche stärken möchte, um ein Ausbluten des Ortskerns zu verhindern. Das Gutach-
ten empfehle, im Gewerbegebiet eine Ansiedlung von nicht zentrenrelevanten Sortimenten, 
wie beispielsweise großflächiger Einzelhandel in den Bereichen Möbel, Baumaterialien oder 
Sanitäreinrichtungen.  
 
Für Ausschussmitglied Stoltenberg wäre es dann die logische Konsequenz, dass es auch 
Sinn machen würde, den MARKANT-Markt in den Ortskern zu verlagern.  
 
Herr Kremming weist darauf hin, dass es hierfür auch im Ortskern entsprechende Flächen 
geben müsse. Im übrigen habe der Bestandsschutz Vorrang. Das Einzelhandelskonzept 
diene aber bei Veränderung von Rahmenbedingungen als Leitlinie für weitere Planungen. 
 
Auf eine entsprechende Frage von Ausschussmitglied Winkler nach dem Bestandsschutz für 
den derzeitigen ALDI-Standort erläutert der Bürgermeister, dass für den derzeitigen Aldi-
Standort nur ein „Lebensmittelfachmarkt“, zwar nicht durch den B-Plan, aber durch die Bau-
genehmigung festgeschrieben sei. Die Baugenehmigung sei seinerzeit grundstücksbezogen 
erteilt worden. Ein neuer Grundstückseigentümer habe drei Jahre Zeit, das Baurecht zu nut-
zen. Er könne selbstverständlich auch auf sein Baurecht verzichten. Erst nach Zeitablauf 
oder wenn durch eine beantragte Umnutzung eine Umnutzungsgenehmigung erforderlich 
wird, falle der Bestandsschutz weg.  
 
Gewerbevereinsvorsitzender Lindau erkundigt sich, ob die Gemeinde die Möglichkeit habe 
zu verhindern, dass sich im Ortskern beispielsweise ein weiteres Geldinstitut ansiedelt. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass die Gemeinde zwar die Bodennutzung und die Größe der 
Nutzungsfläche vorgeben und auch bestimmte Sortimente ausschließen könne, sie könne 
jedoch keinen Einfluss darauf nehmen, wer sich dort ansiedelt. Es gelte der Grundsatz: die 
Gemeinde kann die Nutzung bestimmen aber nicht den Nutzungsberechtigten. 
 
Herr Kremming ergänzt, dass hierzu ein Flächenmanagement und Marketingmaßnahmen 
sinnvoll wären mit dem Ziel, die Frequenz und die Aufenthaltsqualität insbesondere im Kern-
bereich des zentralen Versorgungsbereichs zu erhöhen. Die Umsetzung eines solchen Kon-
zeptes für den Ortskern könne aber nur gemeinsam gelingen. Die Qualität könne nicht die 
Gemeinde allein erreichen sondern, nur im Zusammenwirken mit den Gewerbebetreibenden. 
 
Gemeindevertreterin Klein erklärt, dass sie den Ausführungen entnommen habe, dass es 
positiv für den Ortskern sei, wenn sich der ALDI dort ansiedele. Sie frage sich, ob des dop-
pelt positiv zu bewerten sei, wenn sich beispielsweise auch LIDL im Ortskern ansiedele.  
 
Herr Kremming erläutert, dass nach den landesplanerischen Grundsätzen generell gilt, dass 
ein starker zentraler Versorgungsbereich ein guter zentraler Versorgungsbereich ist, aber in 
diesem Fall sei es fraglich, ob eine zusätzliche Ansiedlung im Ortskern von der Fläche und 
von den Verkehrsströmen her überhaupt darstellbar wäre. 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg erkundigt sich, ob das Gutachten auf den neuesten Erkennt-
nissen der Landesplanung beruht.  
 
Herr Kremming bestätigt dies.  
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Gemeindevertreter Dr. Raetzell bittet um nähere Erläuterungen zu dem sog. Verdrängungs-
effekt. Eine Verträglichkeit werde auf jeden Fall bei unter 10 % angenommen, teilweise sei 
aber auch von 20 % die Rede. Für ihn fehle das Gefühl was „Am alten Bahnhof“ noch gehe 
und was nicht mehr gehe. 
 
Herr Kremming erläutert, dass es sich bei dem Einzelhandelskonzept und bei dem Verträg-
lichkeitsgutachten um zwei verschiedene Dinge handele. Im Einzelhandelskonzept spiele 
eine Verdrängungsquote keine Rolle, sondern nur im Rahmen eines Verträglichkeitsgutach-
tens. 
 
Gemeindevertreter Dr. Raetzell verweist auf Seite 46 des Konzeptes, wo die Verdrängungs-
quote erwähnt worden ist.  
 
Herr Kremming kann sich das jetzt ad hoc nicht erklären. Möglicherweise handele es sich um 
einen Exkurs.  
 
Der Bürgermeister erläutert ergänzend, dass ab 10 % die Umverteilung Gegenstand der Ab-
wägung sein müsse. Über 20 % seien die Dinge im Regelfall kaum mehr abwägungsfähig. 
 
Ausschussmitglied Petersen erkundigt sich nach dem Standort „Bahnhofshotel“. Sie fragt 
sich, ob dieser Standort für den großflächigen Einzelhandel lediglich wegen der schlechten 
Parksituation ausgeschlossen werde, und ob auf der anderen Seite dieser Standort wieder 
ins Kalkül zu ziehen sei, wenn beispielsweise die Parksituation durch eine Tiefgarage deut-
lich verbessert würde. 
 
Herr Kremming hält dies für wenig realistisch. Aus seiner Sicht wäre ein Umbau zu einer leis-
tungsfähigen Handelsimmobilie für kleinflächigen Einzelhandel wünschenswert. Dieser 
Standort wäre dann sicherlich ein Frequenzbringer.  
 
Der Bürgermeister ergänzt, dass er mit zwei großen Handelsketten über diesen Standort 
gesprochen habe, die jedoch beide nicht interessiert waren. Ein Grund hierfür sei die Park-
platzsituation. Zur Umsetzung von großflächigem Einzelhandel müsste ein Investor dort eine 
Tiefgarage oder ein Parkdeck einbauen. Eine solche Investition wurde von beiden Handels-
ketten als nicht wirtschaftlich angesehen. Bei einem kleinen Lebensmittler ergebe sich die 
Schwierigkeit, die Preisvorstellungen des Grundstückeigentümers erfüllen zu können. 
 
Ausschussmitglied Petersen erkundigt sich, welche Sortimente Herr Kremming an diesem 
Standort für sachgerecht hält.  
 
Herr Kremming könnte sich einen weiteren Bereich Textilien, beispielsweise „junge Mode“ 
vorstellen oder aber Sport- oder Spielwaren, ggf. auch die Unterhaltungselektronik.  
 
Ausschussmitglied Petersen kann dies nicht so ganz nachvollziehen. Sport- und Spielwaren 
sind aus ihrer Sicht Sortimente, bei denen man zielgerichtet Dinge kauft, die man benötigt. 
Hier gehe man in dem Sinne nicht „bummeln“. 
 
Herr Kremming erläutert, dass letztendlich ein einzelner Betrieb ohnehin nicht zur Frequenz-
steigerung beitragen könne, letztendlich mache es der Mix aus verschiedenen Branchen und 
Sortimenten. 
 
Herr Lindau erinnert an den seinerzeit großen Frequenzbringer ALDI am Standort Ostsee-
strasse. Zu diesem Zeitpunkt war die untere Fußgängerzone voll belebt. Seit ALDI den 
Standort gewechselt habe, sei dies nicht mehr so. Ein ähnlicher Effekt habe sicherlich in Kiel 
der City-Park und der CITTI-Markt. Ohne den CITTI-Markt wäre der City-Park nicht so fre-



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Gemeinde Schönberg vom 18.05.2010 Seite 5 von 9 

quentiert, davon ist er fest überzeugt. Das bedeutet, dass man hier im Ortskern einen Fre-
quenzbringer braucht. 
 
Herr Kremming erläutert, dass die seinerzeitige Abwanderung des ALDI nach seinem Kennt-
nisstand wegen der geringen Raumkapazität am alten Standort und aus verkehrlichen Grün-
den sowie der Parkplatzsituation erfolgt sei. Jetzt könne man die Situation verbessern. Die 
städtebauliche Aufgabe bestehe darin, das Ortsbild werbewirksam gestalterisch darzustellen 
und gleichzeitig eine Wegelenkung und eine Aufklärung über das Angebot für die Konsu-
menten in der Fußgängerzone vorzunehmen.  
 
Ausschussmitglied Winkler fragt sich, ob für den Fall, dass die Gemeinde dieses Einzelhan-
delsgutachten so beschließe, es dann für absehbare Zeit ausgeschlossen sei, dass sich au-
ßerhalb des zentralen Bereiches ein Lebensmittler ansiedelt.  
 
Herr Kremming erklärt, dass dies kurzfristig sicherlich so sei. Auf der anderen Seite sei es 
ratsam, das Konzept in regelmäßigen Abständen zu überprüfen, beispielsweise wenn Rah-
menbedingungen sich ändern. Aber zunächst sollte es erst einmal zwei, drei Jahre konzepti-
onell umgesetzt werden. 
 
Der Bürgermeister erkundigt sich, ob außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches groß-
flächiger zentrenrelevanter Einzelhandel möglich wäre. 
 
Herr Kremming erläutert, dass dies nach dem Konzept nicht möglich ist, es sei denn, die 
Rahmenbedingungen ändern sich aus gemeindlicher planerischer Sicht. Im übrigen sei es 
natürlich grundsätzlich möglich ganze zentrale Versorgungsbereiche zu planen.  
 
Der Bürgermeister hält letzteres nicht für umsetzbar und verweist auf die Haltung der Lan-
desplanung hierzu. Er erkundigt sich, ob eine Ansiedlung von Verkaufsflächen unter 800 m² 
außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches denkbar wäre.  
 
Herr Kremming hält dies für denkbar. 
 
Gemeindevertreterin Klein erkundigt sich nach den Auswirkungen eines Einzelhandelszent-
rum am alten Bahnhofes auf die Fußgängerzone.  
 
Herr Kremming erläutert, dass der Ortskern grundsätzlich die Möglichkeit habe, von der Fre-
quenzsteigerung am alten Bahnhof zu profitieren, aber von allein passiere das nicht. Hier sei 
die schon angesprochene Zusammenarbeit zwischen Gemeinde- und Gewerbeverein ge-
fragt und eine Art Fussgängerzonenmarketing vonnöten.  
 
Ausschussmitglied Petersen und Ausschussmitglied Stoltenberg erkundigen sich, ob die 
Bahnhofstraße die zusätzliche Verkehrsbelastung aushalten könne und ob überhaupt die 
bestehende Verkehrsinfrastruktur für ausreichend gehalten werde. 
 
Gemeindevertreterin Klein verlässt den Sitzungssaal um 21.05 Uhr, sie betritt den Sitzungs-
saal um 21.07 Uhr. 
 
Herr Kremming erläutert, dass es für den Konsumenten zwei verschiedene Motive gebe, 
einen Versorgungsbereich aufzusuchen, nämlich den Versorgungskauf und den Erlebnis-
kauf. Der Versorgungskauf werde überwiegend mit dem Auto erledigt, der Erlebniskauf lädt 
zum „Bummeln“ ein. Letztendlich müsse man es durch ein intelligentes Flächenmanagement 
und Marketing schaffen, den Konsumenten eine verkehrlich attraktive Möglichkeit zu bieten, 
wie hier beispielsweise den Großparkplatz, und ihn außerdem zu einem Wiederholungsbe-
such zu motivieren. Ein wichtiges Thema sei daher auch die Lenkung des Konsumenten 
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innerhalb des Kernbereichs. Auch attraktive Ortsbildgestaltungen können dazu beitragen, 
dass der Konsument den Kernbereich fußläufig erkundet.  
 
Ausschussmitglied Petersen fragt sich, ob Konsequenz des Gutachtens sei, dass wenn der 
Lebensmittelmarkt am Schönberger Strand sich über 800 m² vergrößern will, die Gemeinde 
dies ablehnen müsse. 
 
Herr Kremming bestätigt dies. 
 
Ausschussmitglied Winkler verweist auf die Sortimentenliste. Er erkundigt sich, ob es in Ord-
nung wäre, wenn dort etwas weggestrichen wird. 
 
Herr Kremming erläutert, dass die Sortimentenliste selbstverständlich nur eine Empfehlung 
der CIMA sei. Entscheidend sei der planerische Wille der Gemeinde. Seiner Ansicht nach 
sollte man aber grundlegende Veränderungen am Konzept nicht vornehmen und wenn, dann 
nur mit entsprechender Begründung. 
 
Stellv. Ausschussmitglied Manstein fasst die Erkenntnisse des Gutachtens zusammen. Er 
fragt sich dennoch, ob das Einzelhandelszentrum am alten Bahnhof kontraproduktiv für den 
Ortskern sein könnte, weil sich der Konsumentenstrom nach Süden verlagert.  
 
Herr Lindau unterstreicht die Befürchtung. Seiner Ansicht nach brauchen die Unternehmen 
Planungssicherheit. Er verweist auf die Entwicklung der Fußgängerzone jenseits der Ost-
seestraße. Er hält es für eine sehr schwierige Entscheidung festzustellen, was genau wirklich 
für Schönberg der richtige Weg ist. 
 
Herr Kremming erläutert, dass hier Chancen und Risiken gleichzeitig angesprochen werden. 
Der alte Bahnhof und der Ortskern verfolgen unterschiedliche Funktionen. Am alten Bahnhof 
gehe es um den Versorgungsbereich und im Ortszentrum um den Erlebnisbereich. Selbst-
verständlich gebe es ein Verlagerungsrisiko, aber die ganze Angelegenheit habe auch be-
trächtliche Chancen. Durch ein gemeinsames intelligentes Flächenmanagement und Marke-
ting könne der Ortskern sehr wohl vom alten Bahnhof profitieren. 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg fasst zusammen, dass letztendlich der Standort „Alter Bahn-
hof“ eine Chance und ein Risiko sein kann. Sollte sich der MARKANT im Gewerbegebiet 
erweitern wollen, müsse man dies doch letztendlich nach dem Gutachten untersagen. 
 
Herr Kremming erklärt, dass dies auf die Sortimente ankomme. Er nennt hier Garten- und 
Sanitärbedarf als mögliche Beispiele für Sortimentserweiterungen. Man könne natürlich auch 
eine Klausel aufnehmen, die bestehenden Betrieben eine Erweiterungsoption innerhalb von 
fünf Jahren ermöglicht. Dies sei aber eine Aufweichung des Konzeptes. 
 
Gemeindevertreter Dr. Raetzell verlässt den Sitzungssaal um 21.35 Uhr. 
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass das Einzelhandelskonzept letztendlich nur eine 
Orientierungsgröße darstellt. Das Konzept sei selbstverständlich eine Selbstbindung, aber es 
bleibe gleichwohl eine Leitlinie. Die Gemeinde müsse allerdings plausibel begründen, wenn 
sie im Einzelfall hiervon abweiche. Für ihn sei es wichtig, auch den Gewerbeverein hierzu zu 
hören. Die Unterlagen habe er dem Gewerbeverein bereits zur Verfügung gestellt. Er schlägt 
vor, die Stellungnahme des Gewerbevereins vor einer Weiterberatung abzuwarten, damit die 
Stimmen des Gewerbevereins in die politische Willensbildung einfließen können. 
 
Ausschussmitglied Meckel sieht dies ebenso. Er habe gemerkt, dass es schwierig ist, die 
Kernaussagen des Gutachtens zusammenzufassen. Er trägt die Bitte an die Gutachter vor, 
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die Kerninhalte des Gutachtens in einer Kurzfassung zusammenzuführen. Dies wäre hilfreich 
für die weitere Debatte. 
 
Herr Kremming sagt eine solche Kurzfassung zu. Die Kurzfassung wird dieser Niederschrift 
als Anlage beigefügt.  
 
Die Ausschussmitglieder sprechen sich einvernehmlich für den Vorschlag des Bürgermeis-
ters aus, die Angelegenheit erst nach Eingang der Stellungsnahme des Gewerbevereins 
eingehend zu beraten.  
 
Der Bürgermeister schlägt außerdem vor, die Gemeindevertretersitzung, die für den 
27.05.2010 terminiert ist, in den Juni zu verschieben, da auch das Verkehrsgutachten zu-
nächst abgewartet werden sollte. Die Ausschussmitglieder sind hiermit einverstanden. 
 
Die Mitglieder des Gewerbevereins, Herr Kremming und Herr Kellermann verabschieden 
sich und verlassen den Sitzungssaal. 
 
  
 
TO-Punkt  4: Kooperationsvereinbarung zur Aufstellung des "Rahmenplans Kie-

ler Förde" 
Vorlage: SCHÖN/BV/149/2010 

 
Der Bürgermeister erläutert die Vorlage. Er erklärt auf entsprechende Fragen von Aus-
schussmitglied Petersen und Ausschussmitglied Stoltenberg, dass die Kooperation für die 
Gemeinde kostenfrei sei. Es gehe darum, die Unterstützung aus der Region bei der Entwick-
lung und Förderung von Projekten zu erhalten. Was anderes gelte selbstverständlich, wenn 
eigene Projekte der Gemeinde umgesetzt werden sollen. Dann müsse sich die Gemeinde 
mit ihrem Eigenanteil beteiligen. Wichtig sei aber, dass man durch diese Kooperation für die 
einzelnen Projekte dann eine breite Unterstützung habe, denn die Gemeinde Schönberg sei 
nach Auflösung der K.E.R.N.-Region nicht mehr im Regionalbeirat vertreten. Insofern sei es 
ratsam, insbesondere auch mit der Landeshauptstadt einen starken Partner zu haben. Bei 
einzelnen Projekten gebe es selbstverständlich einen Zustimmungsvorbehalt der Gemeinde-
vertretung. 
 
Ausschussmitglied Meckel weist darauf hin, dass sich die Kooperation nicht nur auf den Tou-
rismus beschränkt, sondern beispielsweise auch Möglichkeiten bestehen für die Ausweitung 
des maritimen Gewerbes. 
 
Der Bürgermeister bestätigt dies. Letztlich sei der Interessenschwerpunkt der Gemeinde 
aber im Tourismusbereich zu sehen. 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg wundert sich, dass die Gemeinde Wisch als Partner mit auf-
geführt sei, da der Bürgermeister ihm in einem persönlichen Gespräch mitgeteilt habe, dass 
die Gemeinde sich nicht beteiligen werde.  
 
Dem Bürgermeister ist dies neu. Seines Wissens war Bürgermeister Lamp in der Unterschrif-
tenrunde dabei. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst folgenden  
 
 
Beschluss: Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der vorlegten Kooperationsvereinba-

rung zur Aufstellung eines „Rahmenplans Kieler Förde“ zu. 
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Stimmberechtigte: 7 

Ja-Stimmen: 7 Nein-Stimmen: 0 Enthaltungen: 0 Befangen: 0 

 
 
 
TO-Punkt  5: Stellungnahme zum Bericht des Gemeindeprüfungsamtes über die 

überörtliche Prüfung der Gemeinde Schönberg für die Jahre 2004 
bis 2007 
Vorlage: SCHÖN/BV/148/2010 

 
Der Bürgermeister erläutert die Vorlage. 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg äußert Kritik am Gemeindeprüfungsamt. Wenn zeitnah ge-
prüft würde, könne man auch zeitnah die Hinweise und Bemerkungen umsetzen. Der Zeit-
raum von 2004 bis 2007 sei ein langer Prüfungszeitraum. 
 
Der Bürgermeister erläutert kurz die Zeitschiene.  
 
Ausschussmitglied Meckel erklärt, dass die EIS dem Beschlussvorschlag folge, aber letzt-
endlich eine Bemerkung zum Schuldenstand abgeben möchte. Die EIS möchte darauf hin-
weisen, dass die Gemeinde weit über ihre Verhältnisse gelebt hat, auch noch in guten Jah-
ren. Sie verbindet die Hoffnung damit, dass dieser Tatbestand bei den nächsten Haushalts-
beratungen mehr Berücksichtigung findet. 
 
Der Bürgermeister erläutert hierzu, dass der Bericht die typische Einseitigkeit einer Prü-
fungsbehörde habe. Schulden haben auch einen investiven Charakter. Letztendlich habe 
man die Mittel – häufig auch mit den Stimmen der EIS - für Investitionen ausgegeben. Er sei 
gerne bereit, diese im einzelnen aufzulisten auch mit einzelnen Stimmenverhältnissen. Er 
bittet ganz herzlich darum, nicht nur die eine Seite zu sehen. 
 
Ausschussmitglied Meckel erklärt, dass ihm das klar und das das auch in Ordnung sei. Den-
noch verstehe die EIS diesen Bericht als Weckruf, denn es sind Schuldenberge aufgelaufen, 
aus welchen guten Gründen auch immer. Insofern sei jetzt nachhaltiges Wirtschaften erfor-
derlich. Er wolle hiermit keine Kritik an irgend einer Entscheidung üben.  
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass angesichts der Haushaltslage der Gemeinde auch 
gar nichts anderes übrig bleiben werde, als Einnahmen zu generieren und Ausgaben zu 
überprüfen. 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg weist darauf hin, dass viele große Projekte gemeinschaftlich 
getragen worden sind, aber er erinnert auch an die Haltung der CDU-Fraktion zu mancher 
Haushaltsberatung. Aber gerade die letzte Haushaltsberatung habe gezeigt, dass es trotz 
aller Widrigkeiten gelungen ist, einvernehmlich ein ordentliches Ergebnis zu erzielen.  
 
Ausschussmitglied Petersen erkundigt sich, ob die Hinweise auf Seite 11 des Prüfberichts 
inzwischen umgesetzt werden. Der Bürgermeister bestätigt dies. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasst folgenden 
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Beschluss: Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, den Be-
richt der Prüfungsbehörde über die überörtliche Prüfung der Gemeinde 
Schönberg für die Jahre 2004 bis 2007 zur Kenntnis zu nehmen und sich der 
Stellungnahme der Verwaltung nach Maßgabe der Verwaltungsvorlage 
SCHÖN/BV/148/210 vom 07.05.2010 anzuschließen. 

 
 

Stimmberechtigte: 7 

Ja-Stimmen: 7 Nein-Stimmen: 7 Enthaltungen:  Befangen: 0 

 
 
 
TO-Punkt  6: Bekanntgaben und Anfragen 
 
Ausschussmitglied Stoltenberg erkundigt sich nach dem Sachstand zum Thema „Jugendkri-
minalität“. Seines Wissens nach habe es bereits eine Sitzung des „Runden Tisch Soziales“ 
gegeben. Er erkundigt sich nach den Ergebnissen. 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass der „Runde Tisch Soziales“ in der letzten Woche das zwei-
te Mal getagt habe. Es seien vier Arbeitsgruppen gegründet worden, die auch schon mehr-
fach getagt haben und weiter an speziellen Themenstellungen arbeiten. Er schlägt vor, die 
Protokolle den Mitgliedern der Gemeindevertretung zuzuleiten. Dies stößt auf Zustimmung. 
 
Ausschussmitglied Winkler erkundigt sich, wann das Ortseingangsschild Kalifornien wieder 
aufgestellt wird. Der Bürgermeister erläutert, dass dies baldmöglichst der Fall ist. 
 
Stellv. Ausschussmitglied Manstein spricht der Präsentationstechnik im Sitzungssaal ein 
großes Lob aus. Er weist außerdem darauf hin, dass die Fahrbahn in der Schillerstraße seit 
etwa sechs Wochen ein großes Loch aufweist, das zunächst mit Schotter aufgefüllt worden 
sei. Er erkundigt sich nach dem weiteren Vorgehen. 
 
Der Bürgermeister erinnert daran, dass der Auftrag für die Straßensanierung zwischenzeit-
lich erfolgt sei. Er gehe davon aus, dass die Arbeiten zügig aufgenommen werden.  
 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 22:27 Uhr. 
 
 
 
 
 

  gesehen: 
   

Wilfried Zurstraßen Angela Grulich Sönke Körber 
- Bürgermeister - - Protokollführerin - - Amtsdirektor - 
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